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tung der Lohnbedingungen, der Arbeitszeit- und Urlaubs­
planung, der Einflußnahme auf die Verbesserung des Ge- 
sundheits- und Arbeitsschutzes sowie auf die Einhaltung 
der sozialistischen Arbeitsdisziplin und die Mitwirkung 
bei Personalangelegenheiten.

Während im geltenden Gesetzbuch der Arbeit der 
Grundsatz betont wurde, daß die Werktätigen ihre Rechte 
auf Mitwirkung an der Leitung und Planung vor allem 
durch die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen verwirkli­
chen (§12 Abs. 1 GBA), sind im 2. Kapitel des AGB die 
Rechte aller Organe der Betriebsgewerkschaftsorganisa­
tion grundsätzlich aufgeführt. Damit wird entsprechend^ 
der gewerkschaftlichen Praxis deutlich gemacht, daß auch 
die Gewerkschaftsmitgliederversammlung bzw. Vertrau­
ensleutevollversammlung und die Vertrauensleute wich­
tige Funktionen bei der Ausübung der gewerkschaftlichen • 
Rechte wahrnehmen.

Die Gewerkschaftsmitgliederversammlungen und in 
größeren Betrieben die Vertrauensleutevollversammlung 
haben das Recht, zu grundlegenden Fragen der Entwick­
lung des Betriebes und der Arbeits- und Lebensbedingun­
gen der Werktätigen Stellung zu nehmen und vom Be­
triebsleiter Informationen und Rechenschaft zu verlangen 
(§23 AGB). Für die Vertrauensleute und die anderen Ge­
werkschaftsgruppenfunktionäre wurde neu geregelt, daß 
sie berechtigt sind, in ihrem Tätigkeitsbereich zu Fragen 
der Leitung und Planung Vorschläge zu unterbreiten und 
Stellung zu nehmen sowie die Einhaltung der arbeits­
rechtlichen Bestimmungen zu kontrollieren (§ 25 AGB). 
Damit werden noch bessere Voraussetzungen für das Wir­
ken der Vertrauensleute in den Arbeitskollektiven ge­
schaffen. Als Beispiel sei hierzu das Recht des Vertrau­
ensmannes genannt, an Einstellungsgesprächen teilzuneh­
men (§ 43 Abs. 2 AGB).

Zu den wesentlichen Rechten
der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen

In § 24 AGB sind die fünf wesentlichen Rechte der betrieb­
lichen Gewerkschaftsleitungen zusammengefaßt: das Ver­
einbarungsrecht, das Vorschlagsrecht, das Zustimmungs­
recht, das Informationsrecht und das Kontrollrecht. Zahl­
reichen Hinweisen aus der gewerkschaftlichen Praxis fol­
gend, wurden dabei einheitliche und klare Begriffe ver­
wendet. So wurde beispielsweise auf die verschieden aus- 
legbare Formulierung „im Einvernehmen“ verzichtet. Mit 
dieser grundsätzlichen Aufführung der Rechte wird sowohl 
den Gewerkschaftsleitungen als auch den Werktätigen ein 
besserer Überblick über die verschiedenen Mitwirkungs­
formen der BGL bzw. AGL an der Leitung und Planung 
gegeben. Damit werden noch bessere Voraussetzungen für 
die Wahrnehmung ihrer Rechte geschaffen.

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen haben das 
Recht, Betriebskollektivverträge und andere Vereinbarun­
gen mit dem Betriebsleiter abzuschließen (§ 24 Abs. 1 
Buchst, a AGB). In diesem Vereinbarungsrecht kommt das 
gewerkschaftliche Recht auf Mitbestimmung bei der Lei­
tung und Planung des Betriebes besonders deutlich zum 
Ausdruck. Neben der wichtigsten arbeitsrechtlichen Ver­
einbarung im Betrieb, dem Betriebskollektivvertrag (§§ 28,
29 AGB), geht es hier z. B. um den Abschluß von Verein­
barungen über die Lohnform (§ 104 Abs. 1 AGB) und über 
den Arbeitszeitplan (§ 167 Abs. 2 AGB).

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen sind weiter­
hin berechtigt, zu Fragen der Leitung und Planung des 
Betriebes Vorschläge zu unterbreiten und Stellungnahmen 
abzugeben (§ 24 Abs. 1 Buchst, b AGB). Es gibt praktisch 
keine Frage im Betrieb, in der die betrieblichen Gewerk­
schaftsleitungen nicht mitberaten und mitsprechen können. 
Das gilt uneingeschränkt, auch wenn im AGB dieses allge­
meine Mitwirkungsrecht bei den meisten Regelungen nicht 
noch einmal ausdrücklich aufgeführt ist. Gegenüber der 
bisherigen Regelung des Gesetzbuchs der Arbeit wurden

die Rechte der betrieblichen Gewerkschaftsleitung zur 
Mitwirkung an der Ausarbeitung von Beurteilungen er­
weitert. Nach § 68 Abs. 3 AGB hat der Betrieb die betrieb­
liche Gewerkschaftsleitung über die Beratung im Arbeits­
kollektiv über die Beurteilung zu verständigen; die be­
triebliche Gewerkschaftsleitung kann an der Beratung 
teilnehmen und ihre Auffassung darlegen. Neu geregelt 
wurde in § 256 Abs. 5 AGB das Recht der betrieblichen 
Gewerkschaftsleitung, an Disziplinarverfahren mitzuwir­
ken.

Ein weiteres Recht der betrieblichen Gewerkschaftslei­
tung besteht darin, die im AGB oder in anderen Rechts­
vorschriften geforderte Zustimmung zu Entscheidungen 
des Betriebsleiters bzw. eines leitenden Mitarbeiters zu er­
teilen oder abzulehnen. Dies betrifft u. a. das bewährte 
Zustimmungserfordernis zu den vom Betrieb ausgespro­
chenen Kündigungen und fristlosen Entlassungen (§ 57 
AGB), zur Kündigung von Qualifizierungsverträgen durch 
den Betrieb (§ 157 Abs. 2 AGB), zur Gewährung von Prä­
mien und zu deren Höhe (§ 116 Abs. 3 AGB), zur ununter­
brochenen Übertragung einer anderen Arbeit im Betrieb 
für länger als zwei Wochen (§ 88 AGB) und zur Überstun­
denarbeit (§ 172 Abs. 1 AGB).

Eindeutig ist jetzt das Zustimmungserfordemis für den 
Erlaß der betrieblichen Arbeitsordnung (§ 92 Abs. 1 AGB) 
und für die Verwendung der Mittel des Kultur- und So­
zialfonds (§ 237 Abs. 2 AGB) festgelegt. Neu ist, daß auch 
Arbeitsnormen und andere Kennzahlen der Arbeitslei­
stung vom Betriebsleiter nur mit Zustimmung der zustän­
digen betrieblichen Gewerkschaftsleitung in Kraft gesetzt 
werden dürfen (§ 78 Abs. 1 AGB). Diese Beispiele zeigen, 
daß Zustimmungsrechte der Gewerkschaftsleitungen vor 
allem auf solchen Gebieten festgelegt werden, wo es not­
wendig ist, Entscheidungen des Betriebsleiters einer aus­
drücklichen Kontrolle durch die Gewerkschaften zu unter­
ziehen, weil sie die Arbeitsverhältnisse der Werktätigen 
besonders berühren.

Entsprechend der Bedeutung dieses Mitbestimmungs­
rechts wird die Zustimmung durch die zuständige betrieb­
liche Gewerkschaftsleitung ausdrücklich als Voraussetzung 
für die Rechtswirksamkeit der Leiterentscheidung gekenn­
zeichnet (§ 24 Abs. 3 AGB).

Die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen können wei­
terhin von den Leitern Informationen und Rechenschaft 
verlangen (§§24 Abs. 1 Buchst, d AGB). Die Vorsitzenden 
der zuständigen betrieblichen Gewerkschaftsleitungen 
haben das Recht, an den Arbeitsberatungen der Leiter teil­
zunehmen und in betriebliche Unterlagen einschließlich der 
Personalakten Einsicht zu nehmen (§§24 Abs. 2 AGB).

Das Recht der betrieblichen Gewerkschaftsleitungen, 
die Kontrolle über die Wahrung der Rechte der Werktäti­
gen auszuüben (§ 24 Abs. 1 Buchst, e AGB), ist hinsichtlich 
der Kontrolle über die Einhaltung des Arbeitsrechts im 
16. Kapitel des AGB näher ausgestaltet. Danach können 
die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen auch andere ge­
werkschaftliche Organe sowie die Arbeiterkontrolleure für 
Kontrollen über die Einhaltung des Arbeitsrechts einset- 
zen. Die gewerkschaftliche Kontrolle auf dem Gebiet des 
Gesundheits- und Arbeitsschutzes wird durch die Arbeits­
schutzinspektionen wahrgenommen (§ 293 AGB).

Die Gewerkschaftsleitungen sind berechtigt, bei Ver­
letzungen arbeitsrechtlicher Bestimmungen zu fordern, daß 
die Gesetzlichkeit wiederhergestellt wird und die Ver­
antwortlichen auf der Grundlage der Rechtsvorschriften 
disziplinarisch oder materiell zur Verantwortung gezogen, 
Ordnungsstrafverfahren eingeleitet oder andere geeignete 
Erziehungsmaßnahmen angewendet werden. Dem zustän­
digen Leiter obliegt die Rechtspflicht, innerhalb von zwei 
Wochen schriftlich mitzuteilen, was auf Grund der ge­
werkschaftlichen Forderung veranlaßt wurde bzw. aus 
welchen Gründen ihr nicht gefolgt werden kann (§ 292 
Abs. 2 AGB).


